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Serie: Schüsse
an der Grenze (2) richt stellte fest, dass die Strei-

fe arbeitsteilig gehandelt
habe, der Angeklagte habe mit
bedingtem Tötungsvorsatz ge-
handelt. Eine Notwehrsituati-
on habe objektiv nicht vorge-
legen. Uhl habe sich bereits
auf westdeutschem Gebiet be-
funden.

Nach DDR-Recht sollten
Grenzverletzer im Zehn-Me-
ter-Kontrollstreifen unschäd-
lich gemacht werden – ohne
Warnschuss, wenn sie der Auf-
forderung, stehen zu bleiben,
nicht nachkommen. Gleich-
wohl sei der Schusswaffenge-
brauch nicht zu rechtfertigen.
Az.: 570 Js 98574/95-1Ks

Unser Autor Werner Keller (65)
gehörte von
1970 bis 2011
der Redaktion
an, zuletzt als
Redaktionslei-
ter für den
Werra-Meiß-
ner-Kreis in
Witzenhausen. Von 1990 bis
1996 leitete er den Aufbau un-
serer Lokalausgaben in Thü-
ringen.

Der Postenführer, der vom
Gericht als linientreuer Polit-
Offizier der Stasi bezeichnet
wurde, ist mittlerweile gestor-
ben. Sein Mittäter Wolfgang E.
fand sich vor Gericht wieder
und wurde wegen Totschlags
zu einer Freiheitsstrafe von ei-
nem Jahr und sechs Monaten
verurteilt, ausgesetzt zur Be-
währung. Zum Zeitpunkt der
Tat war er 23 Jahre alt. Das Ge-

Hinterkopf und am Ellbogen
getroffen. Wer von den beiden
DDR-Grenzern den Todes-
schuss abgab, konnte durch
das zuständige Gericht nicht
geklärt werden. Uhl brach auf-
grund des Kopfschusses zu-
sammen, stolperte und starb
sofort. Eine Bewohnerin der
Mäusemühle hatte die Schüs-
se gehört und alarmierte die
Behörden in Eschwege.

Dabei führte er seine Maschi-
nenpistole im Anschlag. Sein
Kamerad Wolfgang sollte die
Festnahme absichern, er führ-
te eine Kalaschnikow mit.

Uhl war von der Aktion
überrascht, es kam zum Streit
mit Worten. Als der Hesse die
Flucht in Richtung eines Korn-
feldes antrat, eröffneten die
DDR-Grenzpolizisten das Feu-
er. Der 40-Jährige wurde am
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RAMBACH. Es geschah am
helllichten Tag: Am Mittag des
1. Juni 1953 patrouillierte der
hessische Zollassistent Walter
Uhl (damals 40 Jahre alt) mit
seinem Diensthund auf der
Straße im Bereich zwischen
der Mäusemühle bei Rambach
(Kreis Eschwege) und Groß-
burschla (damals Kreis Eisen-
ach). Der Grenzverlauf war
hier kompliziert – auch Spa-
ziergänger nahmen häufig
den Weg und mussten dabei
wenige Meter über DDR-Terri-
torium gehen. Das habe nie zu
Problemen geführt, sagten Ju-
risten später. Der Abschnitt
wurde als neutrale Zone be-
trachtet. Es soll sogar Ge-
sprächskontakte zwischen
hessischen Beamten und DDR-
Grenzern gegeben haben.

Festnahme angeordnet
Die Doppelstreife der Deut-

schen Grenzpolizei (Vorläufer
der DDR-Grenztruppe) war of-
fenbar pingelig – als sich der
Zollbeamte dem rot-weißen

Schlagbaum näherte, ordnete
der Postenführer die Festnah-
me wegen einer Grenzverlet-
zung an: Uhl hatte sich wenige
Meter auf DDR-Gebiet befun-
den. Der Postenführer Hans
W. forderte seinen Untergebe-
nen, den Soldaten Wolfgang
E., auf, die Festnahme abzusi-
chern und rief den Zollbeam-
ten an: „Halt! Stehen bleiben!
Hände hoch, Grenzpolizei!“.

DDR-Grenzer erschoss Zöllner
Westdeutscher Beamter war 1953 kurz auf Ostgebiet, das aber als neutrale Zone betrachtet wurde

Direkt am Grenzzaun: Großburschla – hier ein Archivbild aus dem Jahr 1988 – gehörte zur DDR und war von Bundesgebiet „umzingelt“.
Im Grenzgebiet nahe Rambach gab es 1953 einen tragischen Todesfall. Foto: dpa
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Mehr Menschen bei Fluchtversuchen getötet als bislang gedacht
An der thüringisch-hessi-
schen Zonengrenze sind bis
1989 mehr Menschen bei
Fluchtversu-
chen ums Le-
ben gekom-
men als bis-
her bekannt
war. Der His-
toriker Dr. Ja-
kob Eisler,
pädagogischer Leiter des
Grenzmuseums Schifflers-
grund, geht davon aus, dass
insgesamt 55 Menschen ums
Leben gekommen sind. Bis-

her war man von 26 ausgegan-
gen. In 24 Fällen davon leitete
die Justiz Ermittlungsverfahren
ein, sie sind abgearbeitet.

Durch neue Unterlagen wis-
se man nun, dass es deutlich
mehr Fälle gab, sagte Eisler un-
serer Zeitung. Sie seien in di-
versen Archiven erst nach
2000 zugänglich geworden.
Dabei handelt es sich zum Teil
um Minenopfer aus den 40er-
und 50er-Jahren, die zunächst
nicht zugeordnet werden
konnten. Diese Fälle seien der
bundesdeutschen Justiz auch

nicht bekannt geworden. Die
Nachforschungen des Histori-
kers gehen weiter, er bereitet
eine Veröffentlichung vor.

Möglicherweise müsse die
Justiz das Thema der Grenz-
schützenverfahren neu auf-
greifen, sagte der Leiter des
Museums, Wolfgang Ruske, er-
gänzend. Sofern es zu Ankla-
gen mit dem Tatvorwurf Tot-
schlag oder Mord kommt, grei-
fen Verjährungsfristen nicht.
Juristen sprechen von Wieder-
einsetzung in den vorigen
Stand. (wke)
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stempelt werden, statt
der 1 also die 2 tragen.
Auch die Schachtel
muss irgendwie sagen,
was Sache ist. Nachteil
auf der Einnahmesei-
te: Bodenhaltung
bringt pro Ei drei bis
fünf Cent weniger als
Freiland, heißt es in
der Branche. Bio-Be-
triebe haben das Pro-
blem nicht, Bio-Eier
bleiben bio – egal ob
im Freien oder unter
Dach gelegt.

Geld vom Land
In Schleswig-Hol-

stein sind laut Agrar-
ministerium zu nor-
malen Zeiten 14 Pro-
zent der Legehennen-
plätze mit dem Aus-
gang ins Freie verbun-
den. Kiel will Erzeu-
gern unter die Arme
greifen, pro Betrieb

mit maximal 15 000 Euro, sag-
te Agrarminister Robert Ha-
beck. Der Grüne erhält Hass-E-
Mails und Tierkadaver in der
Post. Die Stallpflicht sei keine
Dauerlösung, aber derzeit nö-

Wo die Stallpflicht im
Kampf gegen H5N8 weiter-
läuft, haben Eierverkäufer
Probleme. Ihre Übergangs-
Freilandeier müssen jetzt in
Eier aus Bodenhaltung umge-
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HANNOVER/WIESBADEN.
Freilandeier, das sind die mit
der 1 auf der Schale, könnten
rar werden: Erst ganz im Nor-
den und Nordosten, dann in
Niedersachsen und Hessen er-
reicht die Vogelgrippe so auf
Umwegen auch die Super-
marktregale. Wo Ende 2016
die H5N8-Geflügelpest auf-
tauchte, mussten Hühner
Landkreis für Landkreis in den
Stall. Dort unter Dach gelegte
Eier von Hühnern, die nicht
mehr raus können, durften
zwölf Wochen lang dennoch
weiter als Freilandeier ver-
kauft werden.

Diese zwölf Wochen sind in
Schleswig-Holstein und Meck-
lenburg-Vorpommern jetzt
um, Hessen ist komplett in
der zweiten Februarhälfte
dran, Niedersachsen mit ers-
ten Kreisen schon an diesem
Wochenende. Hier haben an-
dererseits die Landkreise Cux-
haven, Holzminden, Goslar
und Salzgitter-Stadt die Stall-
pflicht aufgehoben. Sprich:
Hühner dürfen wieder raus
und echte Freilandeier legen.

Bauern müssen umstempeln
Vogelgrippe: In Stallpflichtgebieten heißen Freilandeier bald Eier aus Bodenhaltung

tig, sagt er dennoch: „Das Vi-
rus ist unstrittig in der Natur.“

In Wiesbaden ist Entschädi-
gung derzeit kein Thema,
heißt es aus dem Haus von
Landwirtschaftsministerin
Priska Hinz (Grüne) – schon
gar nicht die Aufhebung der
Stallpflicht für Nutzgeflügel.
„Es ist noch nicht mal Ent-
spannung in Sicht“, sagte ein
Sprecher. Im Gegenteil: Ges-
tern wurde H5N8-Fall Num-
mer elf gemeldet, ein Höcker-
schwan am Rhein. Immerhin,
kleiner Trost, sei in Hessen
noch kein Bestand gekeult
worden, so der Sprecher.

Angebliche Pläne in Baden-
Württemberg, mit einem ju-
ristischen Trick den Freiland-
eier-Produzenten aus der
Klemme zu helfen, gelten in
Hannover und Wiesbaden als
zweifelhaft. Der Trick ginge
etwa so: Stallpflicht kurz auf-
heben, Hühner ein paar Stun-
den raus, Stallpflicht neu an-
laufen lassen – und mit ihr die
Übergangsfrist für Freilandei-
er, die zwölf Wochen so hei-
ßen dürfen, obwohl die Lege-
hennen nicht ins Freie kön-
nen. (mit dpa)

Zum Frühstück gekocht: Wo wegen Vo-
gelgrippe Stallpflicht herrscht, dürfen
nach zwölf Wochen Eier nicht mehr als
Freilandeier verkauft werden. Foto: dpa

WIESBADEN. Im Tarifkonflikt
des öffentlichen Dienstes in
Hessen werden am kommen-
den Mittwoch die Landesbe-
schäftigten in den Straßen-
meistereien und Universitäten
bei einem ganztägigen Warn-
streik die Arbeit niederlegen.
Die Gewerkschaft Verdi will
mit der Protestaktion Druck
auf das Land als Arbeitgeber
machen. Die zentrale De-
monstration soll in Wiesba-
den stattfinden. Bis zu 1500
Teilnehmer werden nach An-
gaben der Gewerkschaft er-
wartet. Neben den Straßen-
meistereien und Universitäten
sollen von dem Warnstreik
auch die Dienststellen des Lan-
des, die Regierungspräsidien
sowie die Frankfurter Univer-
sitätsklinik betroffen sein.

Die Gewerkschaften for-
dern für die rund 45 000 Tarif-
beschäftigten des Landes
sechs Prozent mehr Geld. Hes-
sens Innenminister Peter
Beuth (CDU) als Verhand-
lungsführer des Landes lehnt
diese Forderung als viel zu
hoch ab. Einen eigenen Vor-
schlag des Landes legte Beuth
bei der ersten Verhandlungs-
runde nicht vor. (dpa)

Warnstreik
am Mittwoch
geplant
Straßenmeistereien
und Unis betroffen

HANNOVER. Niedersachsens
Sicherheitsbehörden haben
den Verdacht, dass ein Imam
in Braunschweig als Spitzel im
Auftrag der Türkei Anhänger
der sogenannten Gülen-Bewe-
gung ausspioniert hat. Der in
den USA lebende Prediger Fet-
hullah Gülen gilt in der Türkei
als Staatsfeind, seine Anhän-
ger werden rigoros verfolgt.
Ähnliche Spitzelvorwürfe hat-
te es auch in Nordrhein-West-
falen gegeben. Yilmaz Kilic,
Vorsitzender des niedersächsi-
schen Moscheeverbandes Di-
tib, sagte gestern, ihm sei ein
Anfangsverdacht mitgeteilt
worden. Wenn der sich bestä-
tige, sei der Imam für ihn
nicht mehr tragbar.

Ein Schreiben von Minister-
präsident Stephan Weil (SPD),
das von diesem Verdacht
spricht, kritisiert zudem die
Wahl eines von der türkischen
Religionsbehörde bezahlten
Imams in den Landesvorstand
der Ditib. Es wecke erhebliche
Zweifel an der Staatsferne des
Ditib-Landesverbandes, wenn
künftig die Vorstandsstruktu-
ren aus der Türkei kontrolliert
werden sollten, so Weil. (dpa)

Spitzelte
Braunschweiger
Imam für Ditib?

Ländernotizen
Flugunfall: Suche nach
Ursache dauert lange
Nach der Kollision eines Klein-
flugzeugs mit einem Windrad in
der Nähe von Osnabrück rech-
nen die Behörden erst in einigen
Wochen mit der Klärung der Un-
glücksursache. „Wir stehen erst
am Anfang“, hieß es beim Bun-
desamt für Flugunfalluntersu-
chung (BFU) in Braunschweig.
Bei dem Unglück in Melle-West-
endorf war am Donnerstag der
40-jährige Pilot gestorben.

Konzert mit Rapper
Kollegah abgesagt
Nach der Absage einer Rap-
Nacht in Rüsselsheim hat Ober-
bürgermeister Patrick Burghardt
(CDU) den Rapper Kollegah zu
einem Gespräch eingeladen. Die
Stadtverordnetenversammlung
hatte beschlossen, die Rap-
Nacht auf dem Hessentag zu kip-
pen. Der Zentralrat der Juden in
Deutschland und andere jüdi-
sche Organisationen hatten in
einem offenen Brief gefordert,
keine Bühne für „Hass, Antisemi-
tismus, Rassismus, Homophobie
und Frauenfeindlichkeit“ zu ge-
ben. Nun wird versucht, eine Er-
satzveranstaltung aufzuziehen.

Busfahrer in Hessen
erhalten mehr Geld
Zwei Wochen lang streikten die
Fahrer von mehr als 20 Omni-
busunternehmen in Hessen –
nun ist die Schlichtung erfolg-
reich gewesen. Nach der am
Freitag in Frankfurt vorgestellten
Einigung wird der Ecklohn von
derzeit zwölf Euro in der Stunde
in Stufen auf 13,50 Euro angeho-
ben. Bereits von Februar an sol-
len die Fahrer 12,50 Euro in der
Stunde erhalten, von 2018 an
13 Euro und von Dezember
2018 an 13,50 Euro.

1717 Menschen aus
Hessen abgeschoben
1717 Menschen sind im Jahr
2016 aus Hessen abgeschoben
worden. Das waren deutlich we-
niger als im Jahr zuvor, als 2658
Ausländer das Land verlassen
mussten, teilte das Innenminis-
terium gestern mit. 1363 der Ab-
geschobenen waren erfolglose
Asylsuchende. 6118 Menschen
reisten 2016 freiwillig aus.


